
LBeiblatt l4~November 1950~ 

Beantwortung einer sozialistischen Anfrage. 

in einer Anfrage 
Die Abg Q Dr" Häuslmayer und Genossen haben am 25oOls:tober/an die 

Bundesregierung darauf h.ingewiesen, daß einzelne Erklärungen, die Bundesmini-

s1er Dr .. Gruber anläßlich seines damaligen Aufenthaltes in Amerika machte, einer 

außenpoli tischen Lini~} folgen würden, die dem Nationalrat nicht bekannt sei. 

Sie fragten die Bu.t'l.desreg:ie rung 9 ob Minister Dr"Gruber von der Bundesre.tierung 

ermächtigt war, in Amerika öffentli-che außenpolitische Erklärungen abzugeben, 

und öb er insbesondere ermächtigt war, .Erklärungen über einen nauen Weg zum 

staatsvertrag abzugeben~ 

In Beantwortu.:ng .dieser Anfrage teilt nunmehr BUndeskanzler Dr.lng_. 

F i g 1 namens der Bundesregie rung folgendes mi-t J 

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angalegenhei ten hat vor 

seiner Abreis e die Bundesreg"lerlL."lg darüber informiert, daß es sio h anges5.ohts 

des langdauernden Stockens der Staat svertrngsverhandlungen und der offensicht­

lichen Weigerung der Sowjetunion, auf die Vorschläge der österreichischen Re­

gierung bezüglioh der Regelung der Schulden für NachkTlegslieferungen eine 

meritoris che Antwort zu erteilen, als notwendig erweise, sowoh1~ die politischen 

als auch die rechtlichen Möglichkeiten z~ untersuchen, um einerseits die meri­

torische Unterstützu..'"lg der Weltmeinu..'1g zu mobilisieren und erforderlichenfalls 

dje ·Frage des österruichischen staat svertl'ages im Rahmen der Bestimmungen der 

Charta der Vereinten Nationen vor dieses für die Regelung zwis chenstaatlicher 

Konflikte zuständige int~ynationale Organ zu bringen. 

Der Ministerrat hRt in seiner Sitzung vom 3.0ktober 1950 diese 

Mitteilungen des Bundesministers für die Auswärtigen Angelegenheiten zur 

Kenntnis genommen~ Die tatsächliche Befassung der Vereinten Nationen wird 

jedoch wei teren .Reschl1.lßfassungen der :Bu.."ldesregie'rung vorbehalten sein~ Der 

Bundesminister fw· die Auswärtigen Angelegenhai ten hält" es immerhin für seine 

Pflicht, s'ch;n im jetzigen Zeitpu...'lkt di.e inte!i1nationaie Öffentlichkei t darauf 
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vorzubereiten 1 daß Österrcichnicllt widerspruchslos die endlose Ver­

schleppung dar Staatsvertragsverhandlungenhinnehmen könne, sondern daS 

es gegebenenfalls nicht versä.umen werde)i' alle nur rechtlich und politisch 

möglichen Schritte einzuleiten, um die Wiederrßrstellung der österreichi­

schen Freiheit zu bewirken .. Eine solche Aufklärung der internationalen 

Öffentlichkeit gehört nicht zu den konstitutiven Aktan deT auswärtigen 

Politik, sondern gemäß Art.77, Abs o 3 in Verbindung mit der Verordnung 

vom 9.April 1923, BGBl.199, zum Wirkun.gsbareich des Bundesministers für 

die Auswärtigen Angelegenheiten, dem bekanntlich die Führung der sachliohen 

Angelegenheiten der auswärtigen Politik übertragen ist. Selbstverständlich 

wird durch die Abgabe derartiger Erklärungen die sachliche Richtung der 

auswärtigen POlitik, di e unverändert die Erlangung der wirklichen Freihei t 

für Österreich und seiner vollen staatlichen Souveränität zum Ziele hat, 

nicht geändert, derartige Erklärungen stellen vielmehr praktische Schritte 

dar, um dieses Ziel zu verwirklichen. 

Wenn die Bundes regie rung zur Ansicht kcmmen sollte, daß ein 

weiteres Abwarten allfälliger Verhandlungsergebnisse der Stellvertreter­

Konferenz. vor ·dem österreichischen Volke nioht mehr zu reohtfertigen sei, 

sondern eine neua Initiative ergriffen und ein Appell an die Vereinten 

Nationen zur WiGderherstell~~g der österreichischen Freiheit abgegeben 

werden müsset wird die Bundesregierung sicherlichzeitgerecht das öster­

reichische Parlament vondi.esembeabsichtigten Schritt in Kenntnis setzen 

und dem Parlament die Möglichkeit einer Deba.tte zum Gegenstande eröffnen. 
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